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Unsere Woche im Landtag 
 

Liebe Leserinnen und Leser, 

   

die #MeToo-Debatte um Alltagssexismus 

in Deutschland hat das Thema „Gewalt an 

Frauen“ erneut auf die politische Tages-
ordnung gehoben – und damit die Situa-

tion der Frauenhäuser und Frauen-
notrufe im wohlhabenden Bayern. 

Doch diesen fehlt es massiv an Personal, 
kritisieren wir FREIE WÄHLER. Dabei wer-

den mehr als 140.000 Frauen jährlich 
Opfer körperlicher oder sexueller Gewalt 

und die Dunkelziffer liegt noch weit hö-
her. In ihrer Not wenden sich die Be-

troffenen oft hilfesuchend an Frauennot-
rufe und Frauenhäuser. Doch statt dort 

die nötige Hilfe und Unterstützung zu er-
halten, müssen viele Frauen von bayeri-

schen Frauenhäusern abgewiesen wer-

den – aus Mangel an Plätzen.  
 

Die FREIEN WÄHLER forderten die Staats-
regierung daher in der Plenarsitzung am 

Mittwoch auf, Frauenhäuser, Frauennotrufe und Fachberatungsstellen – die 
Hilfe für gewaltbetroffene Frauen anbieten – mit dem erforderlichen Perso-

nal auszustatten. Der Abschlussbericht der „Studie zur Bedarfsermittlung 
zum Hilfesystem für gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder in Bayern“ hat 

Erschreckendes zutage gefördert: So wurden im Jahr 2014 mehr als 1.500 
Frauen in Frauenhäusern aufgenommen. Genauso viele mussten allerdings 

auch abgewiesen werden – das ist vollkommen inakzeptabel. Zwar hat das 
Sozialministerium vor zwei Jahren als Reaktion auf diese Ergebnisse eine 

Arbeitsgruppe zur Erarbeitung eines Gesamtkonzepts eingesetzt. Deren Er-
gebnisse liegen allerdings noch immer nicht vor. Wir können nicht länger 

warten: Die Personalsituation in Frauenhäusern und bei Frauennotrufen so-

wie den Fachberatungsstellen muss sofort verbessert werden. Nur so stellen 
wir sicher, dass sie ihre Aufgaben zur Beratung und Unterstützung erfüllen 

können. Das sind wir den von Gewalt betroffenen Frauen schuldig. 
 

 

Florian Streibl, MdL  

Parlamentarischer  
Geschäftsführer 
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R ü c k b l i c k 

 

Vor wenigen Tagen wurde der 150-seitige Abschlussbericht der Enquete-

Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Bayern“ 

vorgestellt – bereits tags darauf nahmen wir FREIE WÄHLER mit einem Pa-

ket aus 23 Einzelanträgen die Umsetzung der zahlreichen politischen For-

derungen in Angriff. Bei einer Pressekonferenz am Dienstag im Maximilia-

neum haben wir das Antragspaket vorgestellt. Wie der Abschlussbericht der 

Enquete-Kommission zeigt, driften Bayerns starke und schwache Gebiete 

nach wie vor weit auseinander. Und das, obwohl in der Bayerischen Verfas-

sung auf Betreiben der FREIEN WÄHLER längst verankert ist, dass es sich 

überall in Bayern gleich gut leben lassen müsste. Als kommunalpolitisch 

verwurzelte Kraft wissen wir, dass es um die Gleichwertigkeit der Lebens-

verhältnisse im Freistaat schlecht bestellt ist: Angefangen beim Glasfaser-

ausbau über den ÖPNV bis hin zur medizinischen Versorgung auf dem Land 

gibt es zahlreiche Baustellen, die sich jahrzehntelang angehäuft haben. Mit 

unseren Anträgen wollen wir diese Missstände angehen und fordern unter 

anderem, die Stilllegung von Bahnstrecken zu stoppen und Glasfaserkabel 

in jedes Haus zu legen. Bislang hat die Staatsregierung die Schaffung 

gleichwertiger Lebensverhältnisse zu wenig forciert. Wir befinden uns in ei-

ner Abwärtsspirale: Die Städte kommen mit der Bereitstellung der nötigen 

Infrastruktur nicht hinterher und den ländlichen Gemeinden fehlt es an fi-

nanziellen Mitteln, um überhaupt die Grundversorgung – Breitband, Mobil-

funk und ÖPNV – vorzuhalten. Durch dieses Ungleichgewicht nimmt der 

Druck sowohl auf die Metropolen als auch auf die ländlicheren Kommunen 

zu. Die Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse in Bayern muss endlich 

Chefsache werden. 

 

 

Smartphones bleiben an Bayerns Schulen verboten – zumindest vorerst. 

Der Landtag diskutierte in dieser Woche über Lockerungen. Solche sind 

auch längst überfällig, finden wir FREIE WÄHLER. Denn das Handyverbot 

an Bayerns Schulen ist nicht mehr zeitgemäß. Eine Nutzung von 

Smartphones komplett aus dem Schulleben zu verbannen und damit die 

Lebenswirklichkeit der Kinder zu negieren, entspricht nicht dem Bildungs-

ziel, Heranwachsende zu selbstbestimmten Erwachsenen zu erziehen. Mit 

der aktuellen Regelung, dass Ausnahmen durch die Lehrkraft erlaubt sind, 
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schafft die Staatsregierung nicht nur Ungleichheiten zwischen den einzelnen 

Schulen, sondern macht es sich auch zu leicht: Die Verantwortung wird auf 

die Lehrkräfte abgewälzt und ihnen damit die notwendige rechtliche Sicher-

heit für den schulischen Umgang mit Handys oder digitalen Medien vorent-

halten. Wir sprechen uns daher für einheitliche Regelungen an Bayerns 

Schulen aus. 

 

 

Die Aufgaben der Freiwilligen Feuerwehr werden immer anspruchsvol-

ler und vielseitiger. Brandbekämpfung, technische Hilfeleistung, medizini-

sche Notfallhilfe und der Katastrophenschutz erfordern eine umfassende 

Ausbildung – die Kapazitäten an den drei staatlichen Feuerwehrschulen in 

Bayern reichen jedoch längst nicht mehr aus. Mit einem Dringlichkeitsan-

trag haben wir deshalb im Plenum gefordert, deutlich mehr Ausbilder an 

den Schulen einzusetzen. Von Feuerwehrleuten wird erwartet, dass sie in 

jeder Situation angemessen reagieren. Aber die Ausbildung, die dahinter 

steckt, ist kaum mehr leistbar. Schon jetzt müssen Feuerwehrleute zum Teil 

monatelang auf Fort- und Weiterbildungen warten. Konkret fordern wir, 

rasch insgesamt mindestens 40 zusätzliche Lehrkräfte an den Feuerwehr-

schulen in Geretsried, Regensburg und Würzburg einzustellen. Auch neue 

Ausbildungsbereiche müssen mit genügend Personal ausgestattet werden.  

 

 

Mitbestimmen, wann die Bahn fährt – in Thüringen und Sachsen Anhalt 

ist das bereits seit vier Jahren gelebte Praxis. Dort können Bürger Vor-

schläge zu den Fahrplanentwürfen des Schienenpersonennahverkehrs ma-

chen. Das soll in Bayern bald auch möglich werden. Der Wirtschaftsaus-

schuss des Landtags hat unseren Antrag einstimmig beschlossen. Eine früh-

zeitige Beteiligung der Fahrgäste bei Fahrplanerstellungen oder -änderun-

gen verbessert die Fahrplangestaltung und führt zu höherer Kundenzufrie-

denheit. Dieses Instrument wird insgesamt zu einer Verbesserung des 

Schienenpersonennahverkehrs in Bayern beitragen. 

 

 

Wir haben die Staatsregierung in einem Antrag aufgefordert, dem Europa-

ausschuss zu berichten, inwieweit in Kantinen der bayerischen Staats-

ministerien einschließlich deren nachgeordneten Einrichtungen 

Produkte aus fairem Handel berücksichtigt werden. Uns FREIEN 
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WÄHLERN ist wichtig, dass die entwicklungspolitischen Leitsätze des Land-

tags beachtet werden. In diesen wurde unter anderem das Ziel festgeschrie-

ben, dass in Kantinen staatlicher Einrichtungen künftig Produkte aus Fairem 

Handel sowie ökologischer und regionaler Produktion zu berücksichtigen 

sind. Wie sich jetzt gezeigt hat, besteht im Finanzministerium diesbezüglich 

keine Übersicht über bestehende Pachtverträge. Den Kantinenbetreibern ist 

lediglich mitgeteilt worden, dass die Leitsätze zu beachten seien, überprüft 

hat das bisher aber niemand – auch nicht die Auswirkungen auf neu abge-

schlossene Verträge. Das alles zeigt, dass konkreter Handlungsbedarf be-

steht. Wir FREIE WÄHLER warten jetzt auf den Bericht des Ministeriums und 

werden dann gegebenenfalls entsprechende Anträge zur konkreten Umset-

zung stellen. 

 

 

Um die prekäre Situation in der Pflege ging es in dieser Woche bei der 

Frühjahrsakademie des Bayerischen Landespflegerats im Maximilianeum. 

Wir FREIE WÄHLER fordern, dass die beruflichen Rahmenbedingungen für 

Pflegekräfte endlich konkret verbessert werden. Dazu gehört auch die Ein-

richtung einer verbindlichen Personaluntergrenze – und zwar für alle Berei-

che. Diese Grenze darf sich nicht auf die sogenannten pflegeintensiven Ab-

teilungen beschränken – sonst kommt es zu einem Verschiebebahnhof, bei 

dem letztlich nur Personal aus anderen Abteilungen abgezogen wird, statt 

zusätzliche Fachkräfte einzustellen. Keinesfalls dürfen Arbeitslose als billige 

Pflegekräfte missbraucht werden. Pflege ist höchst anspruchsvoll und muss 

professionell betrieben werden. Wir haben uns erneut für die Einrichtung 

einer Pflegekammer in Bayern stark gemacht – nur so kann eine einfluss-

reiche Vereinigung geschaffen werden, die nicht am Gängelband der Staats-

regierung hängt. Wir FREIEN WÄHLER verfolgen eine langfristig angelegte 

und generationenübergreifende Politik – nicht aber kurzfristige Parolen zur 

Stimmungsmache für die nächste Wahl. 
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